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A Einleitung 

Einleitend werden einige Motive für lebzeitige Unternehmensübertragun-
gen unter Rückforderungsvorbehalt aufgezeigt (I.), wird auf bei Unter-
nehmensübertragungen unter Rückforderungsvorbehalt bestehende zivil-
rechtliche Unsicherheiten hingewiesen (II.) und werden die Ziele der Ar-
beit benannt (III.). 

I Motive für Unternehmensübertragungen unter Rückforde-
rungsvorbehalt 

Die Motive für lebzeitige Unternehmensübertragungen unter Vorbehalt 
von Widerrufs-, Rückforderungs- und/oder Rückübertragungsrechten 
(nachstehend zusammenfassend auch „Rückforderungsrechte“ genannt) 
sind vielfältig und dienen letztlich im Wesentlichen der Vorsorge vor mög-
lichen Störungen bzw. der Absicherung potenzieller Risiken.1 

1 Motive für lebzeitige Unternehmensübertragungen 

Ein gewisser Handlungsdruck, der den Unternehmer zu einer lebzeitigen 
Übertragung seines Unternehmens veranlasst, ergibt sich etwa wegen 
Alters bzw. Krankheit2, zur Sicherung des Familienfriedens3 oder zur 

                                            
1  Pauli, ZEV 2013, 289, 289; Mayer, in Mayer/Geck, Übergabevertrag, 3. Aufl. 

2013, § 13 Rn 6 ff. 
2  Insoweit ist es nur menschlich, dass Unternehmer, die kurz vor dem Ruhestand 

stehen und ihr Lebenswerk in die nächste Generation geben wollen, regelmäßig 
ein Interesse haben, das Unternehmen bereits zu Lebzeiten zu übertragen, damit 
sie „Alles“ geregelt wissen und so ihren Ruhestand auch „in Ruhe“ genießen kön-
nen. 

3  Durch seine Präsenz kann der Übergeber dem Nachfolger nicht nur unterstützend 
zur Seite stehen, sondern bereits auf einen schonenden Unternehmensübergang 
unter Wahrung der Familieninteressen und so auf die Vermeidung von Auseinan-
dersetzungen unter den Erben hinwirken (siehe etwa Stenger, in Sudhoff, Unter-
nehmensnachfolge, 5. Aufl. 2005, § 19 Rn 3 sowie Gesmann-Nuissl,  
BB-Special 6 (zu BB 2006 Heft 34), 2, 3). 
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(steuerreduzierenden) Ausnutzung der Steuerrechtslage4 (äußerer Hand-
lungsdruck).5 Nach empirischen Erkenntnissen ist die unentgeltliche 
Übertragung des Unternehmens an einen Nachfolger aus der Familie 
sehr oft ein Wunsch des Übergebers in Familienunternehmen.6 Dabei 
spielt zudem die Verminderung von Pflichtteils- bzw. Pflichtteilsergän-
zungsansprüchen eine erhebliche Rolle (Liquiditätsschonung), da im 
Wesentlichen nur mit der rechtzeitig vor dem Tod des Übergebers ausge-
führten Schenkung aus eigener Kraft, also ohne Mitwirkung der Pflicht-
teilsberechtigten, eine Vermeidung (§ 2325 Abs. 3 Satz 2 BGB) bzw. 
Verminderung von Pflichtteilsergänzungsansprüchen (§ 2325 Abs. 3 
Satz 1 BGB) erreicht werden kann.7 Sofern zu dem zu übergebenden 

                                            
4  „Die Erbschaft- und Schenkungsteuerstatistik des Statistischen Bundesamtes für 

2011 weist 137.420 Fälle mit steuerpflichtigem Erwerb aus. Davon entfielen 
80,5% auf Erwerbe von Todes wegen, die in 99,1% zu einer festgesetzten Steuer 
führten. Dagegen wurde nur in 89,07% der Schenkungen eine Steuer festgesetzt. 
Das Volumen der steuerpflichtigen Erwerbe von Todes wegen belief sich auf 
durchschnittlich 153 T€, die mit durchschnittlich 21% Erbschaftsteuer belastet wa-
ren. Steuerpflichtig verschenkt dagegen wurden im Mittel 309 T€, die allerdings 
zu durchschnittlich nur 9% Erbschaftsteuer führten“ (siehe Hüsing, in Gesmann-
Nuissl/Hartz/Dittrich, Perspektiven der Wirtschaftswissenschaften, S. 233 f.). Es 
zeigt sich mithin, dass die Freibeträge, Wahlmöglichkeiten und Vergünstigungs-
regelungen in der Erbschaftsteuer bei entsprechend vorausschauender Planung 
und Gestaltung steuerreduzierend genutzt werden. So können z. B. durch eine 
lebzeitige Vermögensübertragung die Schenkungsteuerfreibeträge nach Ablauf 
einer Zehnjahresfrist (§ 14 ErbStG) möglicherweise mehrfach ausgenutzt werden 
(siehe etwa Stenger, in Sudhoff, Unternehmensnachfolge, 5. Aufl. 2005, § 19 
Rn 4). Ferner ist Folge einer lebzeitigen Vermögensübertragung, dass ein nach 
der Übertragung entstehender Wertzuwachs bei dem Zuwendungsempfänger ein-
tritt, so dass es insoweit nicht zu einer Erhöhung der Bemessungsgrundlage 
kommt, welche eine Steuerhöhung bei der Übertragung im Wege der Erbfolge 
ausgelöst hätte (siehe Ivens, Vorweggenommene Erbfolge durch Schenkung, 
Stand: September 2014, NWB, DokID HAAAE-72843, Rn 5). Zur Einkommen-
steuerverringerung auf Seiten des Übergebers durch Verringerung seiner Pro-
gressionsstufe infolge der Einkommensverlagerung (sog. Familiensplitting) siehe 
etwa Ivens, Vorweggenommene Erbfolge durch Schenkung, Stand: September 
2014, NWB, DokID HAAAE-72843, Rn 7 m. w. N. 

5  Pauli, ZEV 2013, 289, 289. 
6  Hauser/Kay/Boerger, in IfM-Materialien Nr. 198, S. 20-24; Moog/Kay/Schlömer-

Laufen/Schlepphorst, in IfM-Materialien Nr. 216, S. 3-7; DIHK – Report zur Unter-
nehmensnachfolge 2011, S. 13. 

7  Pauli, ZEV 2013, 289, 289; Riedel, in Mayer, u. a., Pflichtteilsrecht, 3. Aufl. 2013, 
§ 15 Rn 4; Dies gilt dann nicht, wenn der Ehegatte bzw. der eingetragene Le-
benspartner des Übergebers der Zuwendungsempfänger ist (vgl. § 2325 Abs. 3 
Satz 3 BGB, § 10 Abs. 6 LPartG). Ferner können etwaige mit der lebzeitigen 
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Unternehmen im Ausland belegene Vermögenswerte gehören, können 
mit der lebzeitigen Übertragung auch etwaige durch das internationale 
Erbrecht bedingte Schwierigkeiten umgangen werden.8 Ferner kann der 
Übergeber die Wahl seines Nachfolgers in einem Vertrag unter Lebenden 
einem Dritten überlassen, während dies bei einer letztwilligen Verfügung 
– vorbehaltlich gesetzlicher Ausnahmeregelungen9 – grundsätzlich nicht 
möglich ist (§ 2065 Abs. 2 BGB).10 

2 Motive für den Vorbehalt von Rückforderungsrechten 

Aber auch Unternehmer, die sich entschlossen haben, ihr Unternehmen 
bereits zu Lebzeiten unentgeltlich in die nächste Generation zu übertra-
gen, wollen regelmäßig die Zügel nicht vollständig aus der Hand geben. 
Zur Befriedigung dieses Kontrollinteresses bietet sich u. a. die Vereinba-
rung von Rückforderungs- und Rückübertragungsklauseln an.11 So kann 
etwa mit einem vorbehaltenen Rückforderungsrecht für den Fall, dass der 
Übernehmer ohne Zustimmung des Veräußerers über das übertragene 
Unternehmen verfügt, gesichert werden, dass über das Unternehmen 
nicht willkürlich oder außerhalb des Familienverbundes verfügt wird (Fa-
milienbindungsinteresse).12 Zudem kann damit die Versorgung des 
Übergebers und ihm nahestehender Dritten (z. B. der Ehefrau des Über-
gebers) sichergestellt werden, sofern dafür im Einzelfall nicht geeignetere 

                                                                                                   
Übertragung des Unternehmens verknüpfte Verpflichtungen des Erwerbers als 
Abzugsposten bei der Pflichtteilsbemessung kapitalisiert und abgesetzt werden 
und so ebenfalls zu einer Pflichtteilskürzung führen, die sich letztlich liquiditäts-
schonend auf das Unternehmen auswirkt, da die Pflichtteilsansprüche als Nach-
lassschuld das Unternehmen (mittelbar) belasten (siehe etwa Stenger, in Sudhoff, 
Unternehmensnachfolge, 5. Aufl. 2005, § 19 Rn 3). 

8  Stenger, in Sudhoff, Unternehmensnachfolge, 5. Aufl. 2005, § 19 Rn 3. 
9  Z. B. § 14 Abs. 3 HöfeO, § 2048 Satz 2 BGB, §§ 2151 bis 2156 BGB und 

§§ 2192 f. BGB. 
10  Stenger, in Sudhoff, Unternehmensnachfolge, 5. Aufl. 2005, § 19 Rn 3. 
11  Pauli, ZEV 2013, 289, 289; Mayer, in Mayer/Geck, Übergabevertrag, 3. Aufl. 

2013, § 13 Rn 6; vgl. auch Weidlich, MittBayNot 2015, 193, 193 (Die Aufnahme 
von Rückforderungsrechten stärke die Position des Übergebers und könne ihm 
somit den Entschluss zur lebzeitigen Übergabe erleichtern). 

12  Pauli, ZEV 2013, 289, 289; Mayer, in Mayer/Geck, Übergabevertrag, 3. Aufl. 
2013, § 13 Rn 6. 
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Maßnahmen wie Nießbrauch oder Rentenleistungen usw. in Betracht 
kommen (Versorgungsinteresse).13 Vor allem aber soll mit den Rückfor-
derungsklauseln eine Vorsorge mit Blick auf mögliche Störsituationen 
getroffen und so der Fortbestand des Unternehmens für eine gewisse 
Dauer – regelmäßig für die Dauer der Lebenszeit des Übergebers – er-
möglicht werden (störfallbedingte Risikovorsorge).14 Solche Störsituatio-
nen können etwa in der Geschäftsunfähigkeit oder in dem Vorversterben 
des Erwerbers begründet sein. Auch bietet sich z. B. die Vereinbarung 
eines Rückforderungsrechtes für den Fall an, dass die Ehe des Erwer-
bers geschieden wird oder der Erwerber in Insolvenz gerät oder gegen 
ihn Zwangsvollstreckungsmaßnahmen durchgeführt werden. 
Derartige Rückforderungsrechte, auch für den Insolvenzfall des Erwer-
bers, verstoßen – zumindest bei entsprechender vertraglicher Gestaltung 
– nach der (bisherigen) Rechtsprechung nicht gegen § 119 InsO15 und 
können insolvenzfest sein.16 Eine Anfechtung der Rückforderung nach 

                                            
13  Pauli, ZEV 2013, 289, 289. 
14  Pauli, ZEV 2013, 289, 289; Mayer, in Mayer/Geck, Übergabevertrag, 3. Aufl. 

2013, § 13 Rn 6 f. 
15  Ungeklärt ist allerdings, inwieweit sich das Urteil des BGH vom 15.11.2012 - 

IX ZR 169/11 (NZI 2013, 178 = NJW 2013, 1159 = NJW-Spezial 2013, 117 = 
NZG 2013, 434), wonach insolvenzabhängige Lösungsklauseln in Verträgen über 
die fortlaufende Lieferung von Waren oder Energie (wegen des Ausschlusses des 
Insolvenzverwalterwahlrechtes nach § 103 InsO im Voraus) unwirksam i. S. von 
§ 119 InsO sind, über den entschiedenen Einzelfall hinaus auch auf andere ge-
genseitige Verträge i. S. des § 103 InsO und damit auch auf die bislang für unbe-
denklich gehaltene Vertragsgestaltung bei gegenseitigen Übertragungsverträgen 
mit einer insolvenzabhängigen Lösungsklausel auswirkt (vgl. hierzu etwa Huber, 
in Kirchhof/Eidenmüller/Stürner, MüKoInsO, Band 2, 3. Aufl. 2013, § 119 
Rn 33 ff., insbesondere Rn 37c f.; Schwenk, in Meder/Beesch, jurisPR-BKR 
5/2013 Anm. 1; Huber, ZIP 2013, 493, 497). Daher wird angeraten, die Lösungs-
klausel insolvenzunabhängig zu gestalten, indem die Lösungsmöglichkeit etwa an 
die Verschlechterung der Vermögensverhältnisse (z. B. i. S. von § 490 Abs. 1 
BGB) angeknüpft wird (siehe etwa Schwenk, in Meder/Beesch, jurisPR-BKR 
5/2013 Anm. 1; Römermann, NJW 2013, 1163, 1163; Böhner, FD-InsR 2013, 
342731; Seagon, LMK 2013, 346233; Huber, ZIP 2013, 493, 494 und 499). 

16  Nach Reul (DNotZ 2008, 824, 827 sowie in Reul/Heckschen/Wienberg, Insolvenz-
recht, B Rn 139) habe sich mit den Entscheidungen des BGH vom 19.04.2007 - 
IX ZR 59/06 (NJW 2007, 2325 = NZI 2007, 462 = DNotZ 2007, 682 = NZM 2007, 
660), vom 07.12.2007 - V ZR 21/07 (NJW 2008, 578 = NZI 2008, 325 = DNotZ 
2008, 514 = ZEV 2008, 196 = RNotZ 2008, 222), vom 13.03.2008 - IX ZB 39/05 
(DNotZ 2008, 518 = MittBayNot 2008, 312 = NJW-RR 2008, 1274 = NJW-Spezial 
2008, 424 = NZI 2008, 428 = ZEV 2008, 348) und vom 12.06.2008 - IX ZB 220/07 


